
EU−AGRARPOLITIK

Bauernkrieg weltweit

Auf demglobalisierten
Agrarmarkttobt der
Konkurrenzkampf.

Zwischen den USAund
der EU− zwischen

denreichenIndustrie-
nationen und den armen
Entwicklungsländern.
Diejüngste EU−Reform
geht auch auf Kosten
der Armeni mSüden.

Europas VerbraucherInnen
können aufatmen. Künftig
kann ihnen keinerlei Nah-
rung untergejubelt werden,
die mit genetisch veränder-
ten Organismenin Berührung
kam. Wo Gentechfood drin
ist, muss dies auch unmiss-
verständlich auf der Verpa-
ckung vermerkt sein − selbst
dann, wenndiegenetischver-
änderten Organismen (GMO)
i m Endprodukt nicht mehr
nachweisbar sind. Vergange-
nen Mittwoch gab das Euro-
paparlament grünes Licht für
eine neue Kennzeichnungs−
Verordnung.
Dasselbe Recht auf freie

Wahl i m Supermarkt sollte
den US−amerikanischen Bür-
gerInneni m"land of thefree"
nicht vorenthalten werden,
meinen die europäischen
Grünen, die sich tags zuvor
"aus solidarischen Gründen"
in einemoffenen Brief an den
Präsidenten der Vereinigten
Staaten von Amerika wand-
ten. "Give your people a
choice, Mr. Bush: label GM
food", so die Empfehlung an
denPräsidenten.
Lobbying−Methoden, wie

sie George Bush an den Tag
legt, seien in der Europä-
ischen Union tabu, betonen
die Grünen−Europaparlamen-
tarier. Besonders i m Straß-
burger Plenumwird kaumei-
ne Gelegenheit ausgelassen,
umdas Bild einer umweltbe-
wussteren, verbraucher-
freundlicheren EU gegenüber
den Biotechnologie−Freaks
aus den USAzuzeichnen. Da-
bei wirdgerneunterschlagen,
dass auch die EUin denletz-
ten Jahren Forschungsgelder
in Millionenhöhe in Biotech-
nologiegesteckt hat.
So vermieden es die Grü-

nen vorsorglich, in ihrem
Kommuniqué einen "Neben"−
Aspekt an die große Glocke

zu hängen. Die neue Kenn-
zeichnungs−Verordnung ist
ein Schritt auf dem Weg zur
Abschaffung einer Maßnah-
me, mit der die EUbislang bei
gentech−kritischen Konsu-
mentInnen Punkte gesammelt
hat: dasImportverbot vonAg-
rarprodukten, die GMO ent-
halten. Seit 1998 besteht die-
ses Moratorium, das seitdem
auf heftige Kritik der USAund
der Welthandelsgesellschaft
(WTO) stößt. US−amerikani-
sche Getreidebauern bekla-
gen, dass ihnen jährlich Ex-
porte in Höhe von 300 Millio-
nen US−Dollar durch die Lap-
pen gehen. "Im Namen eines
Kontinents, der vom Hunger
bedroht ist", appellierte zu-
dem George Bush vor zwei
Wochenandie EU, ihre Oppo-
sitiongegenüber Biotechnolo-
gieaufzugeben. "Wegenkünst-
licher Barrieren wollen viele
afrikanische Länder nicht in
Biotechnologie investieren",
so Bush, "sie haben Angst,
dass ihre Produkte von wich-
tigen europäischen Märkten
ausgeschlossensind."

Wer nicht mitmacht,
fliegt raus
Sich ausgerechnet von den

USA eine Lektion in Sachen
Entwicklungshilfe erteilen zu
lassen, habe man nun wirk-
lich nicht nötig, so die pikier-
te Reaktion einiger EU−Vertre-
ter: Gentechsei kein Wunder-
mittel gegen den Hunger in
der Welt. Außerdem würden
die 15 EU−Staaten sieben Mal
so viel für Entwicklungshilfe
ausgeben als die USA. "Fakt
ist, dass wir in Europa be-
schlossen haben, manche
Dinge anders zu handeln als
die USA", sagte ein Sprecher
der EU−Kommission, Reijo
Kemppinen, "was die GMObe-
trifft, glauben wir einfach,

dass es besserist, auf Sicher-
heit zu setzen als hinterher
etwas zubereuen."
Indessengeht der Handels-

krieg zwischen der EU und
den USA auf anderer Ebene
weiter. Ursprünglich wollte
Ägyptenzusammen mit Kana-
da, Argentinien und den USA
die EU vor der WTO verkla-
gen und so erreichen, dass
die EU den Importverbot ge-
genüber GMO−Produkten auf-
heben muss. Als Ägypten an-
kündigte sich aus der Allianz
auszuklinken, kam die Quit-
tung aus Washington. Man
werde die geplanten Gesprä-
che über ein Freihandelsab-
kommen mit Ägypten vorerst
auf Eis legen. "Wenn man ein
Freihandelsabkommen mit je-
mandemabschließen will, ist
es wichtig, dass sich die Leu-
te, mit denen manspricht, an
ihr Wort halten", so ein US−
Sprecher. Der Druck auf die
EU wächst − nicht nur wegen
des GMO−Moratoriums. Bis
zur nächsten Welthandelsrun-
de i m September in Mexiko
muss die EUso manche Haus-
aufgabe machen. Auch die
jährlich rund 100 Millionen
Euro Subventionen i m Agrar-
bereich verstoßen gegen die
von der WTO vorgegebenen
Regeln der freien Marktwirt-
schaft. Monatelang rangen
die EU−Agrarminister um ei-
nem Kompromiss in Sachen
Gemeinsamer Agrarpolitik.
Ende Juni schließlich präsen-
tiertensieeine Reformganz à
la EU. Zwar sollen Subventio-
nen künftig tatsächlich von
der Produktion abgekoppelt
werden. Damit "der Ausbruch
aus dem alten Agrarsystem"
(Renate Künast, Landwirt-
schaftsministerin in Deutsch-
land) die hiesige Bauernwelt
nicht allzu sehr erschüttere,
sollendie Neuerungenstufen-
weise umgesetzt werden. Zu-

Nichts bleibt wie es war. Europas BauernsindvomAussterben bedroht. (Foto: version)

demist der Plangespickt von
Ausnahmeregelungen. So soll
die Produktion von Getreide
und Fleisch auch weiter sub-
ventioniert werden.

EU−Dumping auf Kosten
des Südens
Andere sprechen deshalb

statt der viel zitierten Agrar-
wende von der Fortsetzung
europäischer Dumping−Poli-
tik. "Diese Reformist ein De-
saster für die Armen in der
Welt", so Phil Bloomer von
Oxfamin London, "die hiesi-
gen Bauern werden weiterhin
mehr produzieren als wir
brauchen und diesen Über-
fluss zu Dumping−Preisen in
Drittweltländer exportieren."
Bloomer gibt ein Beispiel:
Der europäischeKonzernArla
Foods, der jeden Morgen ei-
ner halben Million Briten die
Milch zumTee liefert, expor-
tiert jährlich Milchprodukte
i m Wert von 43 Millionen
Pfund in die Dominikanische
Republik. Arla kassiert Ex-
portsubventionen in Höhe
von 11 Millionen Pfund von
der EU, dieProduktesinddes-
halb25 Prozent billigerals die
lokale Milch. Rund 10.000
Bauern in der Dominikani-
schen Republik hätten des-
halbihren Jobin den vergan-
genen 20 Jahren verloren, be-
klagt Oxfam.
Würde Arla den Export

stoppen, könnte natürlich
zahlreiche britische Bauern
dasselbe Schicksal ereilen.
Das wiederum beklagen die
hiesigen Bauernverbände.
"Die Wettbewerbsfähigkeit
der europäischen Agrarwirt-
schaft ist in Gefahr", so etwa
Peter Gaemelke, Präsident
des europäischen Dachver-
bandes der Bauernverbände,
COPA. Die Reformwerde "Un-
sicherheiten und Verzerrun-

genim Wettbewerb zwischen
den Bauern" schaffen. Mit ei-
ner solchen Politik sind Euro-
pas Bauern zunehmend vom
Aussterben bedroht, so auch
der Tenor anderer großer
Verbände.
Wen gilt es zu schützen?

Europäische Landwirte oder
die Kollegen aus demSüden?
EineFrage, dieauchinder EU−
kritischen oder Antiglobali-
sierungsbewegung nicht ein-
deutigbeantwortetist. Längst
marschieren inzwischen auf
so manchem EU−Gegengipfel
VertreterInnen der traditio-
nellen Bauernverbände zu-
sammen mit AktivistInnen
aus kritischerenAgrarverbän-
den und Drittewelt−Soligrup-
pennebeneinander. Einigsind
sie sich lediglich in ihrem
deutlichen Nein zur aktuellen
EU−Agrarpolitik, ihre Forde-
rungen widersprechen sich
zuweilendiametral.
"Kleinbauern machen i m-
merhin über 70 Prozent der
absolut Armen und Hungern-
den aus. Das Agrar−Dum-
ping der EUzerstört nachhal-
tig die selbständige Nah-
rungsmittelversorgung gan-
zer Volkswirtschaften und
trifft die Ärmsten der Armen
amheftigsten", so die diffuse
Analyse des "Agrarnetz" von
Attac Deutschland, das"mehr
Kohärenz zwischen WTO−
Agrarverhandlungen und Ag-
rarwende" fordert. Die EU
betreibe ein Doppelspiel,
einerseits setzedieAgrarwen-
de auf das Modell einer um-
weltbewussteren und regio-
nal angepassten ländlichen
Entwicklung, andererseits
fördere die EU−Handelspoli-
tik weiterhin den "aggressi-
ven Export auf den Welt-
markt und höchst umwelt−
und sozialschädliche Produk-
tionsweisen".
Doch auch Anti−Globos

sprechen sich zuweilen für
den Erhalt des europäischen
Protektionismus aus. Die
Confédération paysanne etwa
spricht sich vehement gegen
die Abkoppelung der Sub-
ventionen aus. Ihr prominen-
testes Mitglied ist zugleich
eine Ikone der französi-
schen Antiglobalisierungsbe-
wegung: José Bové sitzt der-
zeiti mGefängnis, weil er Gen-
mais− und-reisfelder in Mont-
pellier angezündet hat. Die
EU−Reformhabe zumZiel, so
die Confédération, "dass der
Markt die Dinge alleine re-
gelt", der Preis für Agrarpro-
dukte würde sich unweiger-
lich auf dem niedrigsten
Weltmarktniveau einpendeln.
Und das würden viele franzö-
sische Bauern nicht mehr
überleben.
Auch hier könnten Europas

KonsumentInnen aktiv ein-
greifen: Immerhin haben sie
die freie Wahl zwischen den
heimischen, regionalen Pro-
dukten und der i mportierten
Ware. "Frei sein heißt, die
Wahl haben", sodie Grünenin
ihrem Schreiben an George
Bush. Und nur informierte
Menschen könnten die richti-
ge Wahl treffen. Der Wider-
spruch, mit demauch gut in-
formierte Konsumentenkreise
zu kämpfen haben, ist damit
jedochnicht aufgehoben.
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